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— Drucksache 774 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert: 


Die Absicht des Gesetzes ist, das Verfahren bei 
der Wertpapierbereinigung für Reichsmarkwert- 
papiere der Konversionskasse für deutsche Aus- 
landsschulden zu vereinfachen und gewisse Schwie- 
rigkeiten zu beheben. Diese Wertpapiere unterlie- 
gen den Vorschriften für die Bereinigung von in- 
ländischen Wertpapieren, wie durch Gerichtsent- 
scheidung festgestellt ist; praktisch liegen bezüglich 
der Inhaber der Papiere usw. jedoch vielfach Ver- 
hältnisse vor, die denen bei Auslandbonds ent- 
sprechen. Deswegen werden im Ersten Abschnitt 
der §§ 1 und 4 die Fristen, die Verfahrensvorschrif- 
ten und die Beweisvorschriften weitgehend den für 
Auslandsbonds geltenden Bestimmungen ange- 
nähert. 

Bei diesen Wertpapieren kann eine Sammel- 
urkimde nicht ausgestellt werden, weil der genaue 
Betrag der ausgegebenen Papiere nicht bekannt ist. 
Auf eine solche Urkunde kann schon wegen des 
Zusammenhangs mit dem Londoner Schulden- 
abkommen verzichtet werden. § 5 bringt eine 
entsprechende Bestimmung und stellt zugleich fest, 
daß nicht eine zweimalige Ausstellung v/on neuen 
Urkunden sowohl nach dem Wertpapierbereini- 
gimgsgesetz wie auch dem Londoner Schulden- 
abkommen zu erfolgen hat; beide Verfahren wer- 
den miteinander verbunden. 


Für die auf sehr kleine und ungerade Beträge aus- 
gestellten sogenannten Scrips der Konversionskasse 
ist das normale Wertpapierbereinigungsverfahren 
zu kostspielig und umständlich. Nach § 6 des Ge- 
setzes kann es deswegen hier durch eine Erklärung 
seitens der Bundesschuldenverwaltung ersetzt wer- 
den. Auch hier wird die Verbindung mit dem Ver- 
fahren des Londoner Schuldenabkommens herge- 
stellt. 

Der Ausschuß nahm in den §§ 5 und 6 des Ge- 
setzes auf Vorschlag der beteiligten Ministerien 
einige redaktionelle Klarstellungen vor. Er legte 
jedoch Wert darauf, daß aucli in dem Verfahren 
für Scrips und Teilgutscheine der ordentliche 
Rechtsgang des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
gewahrt werden könne, falls eine Einigung mit der 
Bundesschuldenverwaltung nicht erfolge. Dem ist 
durch den neu eingefügten § 6a Rechnung getragen. 
Im übrigen empfiehlt der Ausschuß unveränderte 
Annahme des Gesetzes, 

Der mitberatende Ausschuß für Geld und Kredit 
stimmt mit diesem Votum des federführenden Aus- 
schusses überein, 

Bonn, den 8, Dezember 1954 

Seuffert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 774 — in der aus der nachstehen 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung, im übrigen unverän 
dort nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 6. Dezember 1954 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 


Dr. Wellhausen 

Vorsitzender 


Seuffert 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Bereinigung der auf Reichsmark 
lautenden Wertpapiere der Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden 

— Drucksache 774 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 3 

(1) Eine Sammclurkunde (§§ 9 bis 12 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes wird nicht 
ausgestellt; ein Gutschriftsverfahren (§§ 36 bis 
40 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) fin- 
det nicht statt. 

(2) Erfüllt der Anmelder die Vorausset- 
zungen, unter denen er ein Regelungsange- 
bot nadi dem Abkommen vom 27, Februar 
1953 über deutsdie Auslandsschulden (Bun- 
desgesetzbl. II S. 331) annehmen kann, und 
nimmt er das von der Bundesregierung ge- 
mäß Anlage I des Abkommens gemachte Re- 
gelungsangebot an, so ist ihm eine den Be- 
stimmungen der Nummer 4 der Anlage 1 
des Abkommens entsprechende neue Ur- 
kunde auszuhändigen, wenn sein Recht aner- 
kannt wird. Wird das Recht von der Prüf- 
stelle als nachgewiesen anerkannt, so kann der 
Anerkennungsbescheid bereits vor Ablauf der 
Fristen des § 35 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes und ohne Rücksicht auf den Bericht 
an die Bankaufsichtsbehörde abgesandt wer- 
den. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§3 

(1) unverändert 


(2) Erfüllt der Anmelder die Voraussetzun- 
gen für die Regelung einer Schuld nach dem 
Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandssdiulden (Bundesgesetzbl. II 
S. 331) und nimmt er das von der Bundesre- 
gierung gemäß Anlage I des Abkommens ge- 
machte Regelungsangebot unter Einreichung 
des Anerkennungsbescheides an, so ist ihm 
eine den Bestimmungen der Nummer 4 der 
Anlage I des Abkommens entsprechende neue 
Urkunde auszuhändigen. Wird das Recht von 
der Prüfstelle als nachgewiesen anerkannt, so 
kann der Anerkennungsbescheid bereits vor 
Ablauf der Fristen des § 35 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes und ohne Rücksicht auf 
den Bericht an die Bankaufsichtsbehörde ab- 
gesandt werden. 
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Entwurf 


§6 

(1) Für die auf Reichsmark lautenden 
Schuldscheine und Teilgutscheine der Kon- 
versionskasse gelten nur §§ 1 bis 6 und 63 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes und § 1 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes. 

(2) Erfüllt der Inhaber eines kraftlos ge- 
wordenen Schuldscheins oder Teilgutscheins 
die Voraussetzungen, unter denen er ein Re- 
gelungsangebot nach dem Abkommen über 
deutsche Auslandsschulden annehmen kann, 
und nimmt er das Regelungsangebot der Bun- 
desregierung an, so kann er den Anspruch 
gegenüber der Bundesschuldenverwaltung gel- 
tend machen, wenn er die kraftlos gewordene 
Urkunde vorlegt oder die Voraussetzungen 
des § 21 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
beweist. Die Bundesschuldenverwaltung kann 
verlangen, daß auch derjenige, welcher die 
Urkunde vor legt, die Voraussetzungen des 
§ 21 des Wertpapicrbereinlgungsgesetzes be- 
weist. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§6 

(1) unverändert 


(2) Erfüllt der Inhaber eines kraftlos ge- 
wordenen Schuldscheins oder Teilgutscheins 
die Voraussetzungen für die Regelung einer 
Schuld nach dem Abkommen über deutsche 
Auslandsschulden und nimmt er das Rege- 
lungsangebot der Bundesregierung unter Ein- 
reichung dieser Urkunden an, so ist ihm eine 
den Bestimmungen der Nummer 4 der An- 
lage I des Abkommens entsprechende neue 
Urkunde auszuhändigen. Die Bundesschulden- 
vcrwaltung kann verlangen, daß er die Vor- 
aussetzungen des § 21 des Wertpapierbereini- 
gungsgesctzes beweist. Kann der Schuldschein 
oder Teilgutschein nicht vorgelegt werden, 
so tritt an seine Stelle eine Bescheinigung der 
Bundesschuldenverwaltung, aus der hervor- 
geht, daß das Recht nach §21 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes bewiesen worden ist.“ 

§ 6a 

(1) Hält die Bundesschuldenverwaltung 
den nach § 6 Abs. 2 Satz 2 von ihr verlangten 
oder den nach § 6 Abs. 2 Satz 3 erforder- 
lichen Beweis nicht für erbracht, so stellt die 
Kammer für Wertpapierbereinigung ( §§ 29, 
30 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) auf 
Antrag des Gläubigers fest, ob die Voraus- 
setzungen des § 21 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vorliegen. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der Bun- 
desschuldenverwaltung einzureichen, die ihn 
mit ihrer Stellungnahme der Kammer für 
Wertpapierbereinigung zur Entscheidung vor- 
legt. Im übrigen gelten für das Verfahren § 31 
Abs. 2 bis 5, §§ 34, 59 Abs. 6, 8 Satz 2 und 
Abs. 9 sowie § 61 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes sinngemäß. Die Frist für die 
Einlegung der sofortigen Beschwerde gegen 
eine Entscheidung der Kammer für Wertpa- 
pierbereinigung beträgt drei Monate. 

(3) Die rechtskräftige Feststellung des Ge- 
richtes, daß die Voraussetzungen des § 21 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes vorliegen, er- 
setzt die nach § 6 Abs. 2 Satz 3 zu erteilende 
Bescheinigung der Bundesschuldenverwaltung. 
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